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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur Nummer 1 der Beschiußempfehlung des Ausschusses für innerdeutsche 
Beziehungen (17. Ausschuß) 

— Drucksache 10/4560 — 

zu dem Entschiießungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 

— Drucksache 1 0/2935 — 

zum Bericht zur Lage der Nation im geteiiten Deutschiand 

und zu dem Entschiießungsantrag der Fraktion der SPD 

— Drucksache 10/2927 — 

zum Bericht zur Lage der Nation im geteiiten Deutschland 


Der Blindestag wolle beschließen: 

Der Entschließungsantrag der Fraktionen der GDU/CSU und FDP 

— Drucksache 10/2935 - wird wie folgt geändert: 

1. In den ersten Satz »Der Deutsche Bundestag ..." werden hinter 
dem Wort „bestätigt“ und vor den Worten „erneut seinen 
Beschluß vom 9. Februar 1984" die Worte „in folgender Fas- 
sung" eingefügt. 

2. In der dritten Zeile des zweiten Absatzes von Abschnitt I. 1 
wird nach dem Wort „Selbstbestimmimgsrechts.“ und vor dem 
folgenden Satz „Die Deutschlandpolitik bleibt bestimmt 
durch ..." eingefügt: 

„In Erfüllung des Auftrages des Grundgesetzes der Bundes- 
republik kann gestaltende Deutschlandpolitik nicht heute 
die Entscheidung vorwegnehmen, die unser Volk in Aus- 
übimg seines Selbstbestimmungsrechts eines Tages treffen 
wird. Vorrangig bleiben Friede und eine politische imd 
soziale Ordnung in der Bimdesrepubhk Deutschland, die 
den Menschen Freiheit garantiert. Dies ist die Grundlage für 
jede praktische Politik, die auch den Menschen in der DDR 
auf friedlichem Wege Freiheit bringen kann. Bis dahin bleibt 
die deutsche Frage vmgelöst." 

3. Nach dem dritten Absatz von Abschnitt I. 1, der endet mit den 
Worten „ . . . soll die Folgen der Teilung für die Menschen in 
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Deutschland erträglicher machen und die Einheit der Nation 
wcihren.“ wird eingefügt: 

„Der Deutsche Bundestag bekräftigt jetzt und für die 
Zukunft die in den Verträgen von Moskau und Warschau 
und im Grundlagenvertrag verankerte Unverletzlichkeit der 
Grenzen und die Achtung der territorialen Integrität und der 
Souveränität aller Staaten in ihren gegenwärtigen Grenzen 
cils eine grundlegende Bedingung für den Frieden und damit 
auch für die DeutschlandpoUtik. 

Die besondere Verantwortung der beiden Staaten in 
Deutschland für den Frieden vmd ihr Bestreben, einen Bei- 
trag zrir Entspanmmg und Sicherheit in Europa zu leisten, 
verlangen, daß sie normale gutnachbarUche Beziehimgen 
zueinander auf der Grundlage der Gleichberechtigung ent- 
wickeln und die Unabhängigkeit und Selbständigkeit eines 
jeden der beiden Staaten respektieren. 

Die deutsche Frage ist vor allem auch eine europäische 
Frage. Eine adäquate Antwort kann es nur geben, wenn sie 
von den Menschen in beiden Staaten in Deutschland und 
der Völkergemeinschaft in Ost und West getragen wird. Es 
geht lücht darum, Grenzen zu verschieben, sondern den 
Grenzen ihren trennenden Charakter zu nehmen. " 

Boim, den 12. März 1986 

Dr. Vogel und Fraktion 
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